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A. Einleitung

I. Die Problemstellung

Seit Anfang der achtziger Jahre wandeln sich weltweit die ökonomischen
und politischen Rahmenbedingungen der postalischen Dienste und der Tele-
kommunikation. Insbesondere der zunehmende nationale und internationale
Wettbewerb, die damit notwendig werdenden erheblichen Investitionen für
den weiteren Ausbau einer leistungsfähigen Post- und Telekommunikations-
infrastruktur sowie das erwachende Interesse der Politik an einer Deregulie-
rung der Dienste haben den Sektor tiefgreifend verändert.

Die Liberalisierung des Postwesens führte zu wesentlichen Änderungen
auf verfassungsrechtlicher Ebene. Während nach dem vorhergehenden Re-
gelungszustand die „Bundespost“ ebenso wie die „Bundeseisenbahnen“
durch Art. 87 Abs. 1 S. 1 GG a. F. der bundeseigenen Verwaltung zugeord-
net waren, werden durch die verfassungsändernden Art. 87f und Art. 87e
GG (in Verbindung mit Art. 143b und Art. 143a GG) beide Tätigkeitsfelder
insofern „privatisiert“, als die jeweiligen Dienstleistungen selbst privatwirt-
schaftlichen Charakter erhalten. Zugleich ordnet Art. 87f Abs. 1 GG jedoch
eine Beibehaltung der Staatsverantwortung an durch die Verpflichtung, flä-
chendeckend angemessene und ausreichende Dienstleistungen (Universal-
dienstleistungen) auch im Bereich des Postwesens zu gewährleisten (sog.
Infrastrukturgewährleistungsauftrag1). Ausgestattet mit einer zeitlich befri-
steten Exklusivlizenz (§ 51 PostG2) erbringt zurzeit allein die Deutsche Post
AG – neben anderen Leistungen – solche Universaldienstleistungen, wobei
sie durch § 52 PostG zur Erbringung der Dienste für die Dauer der ihr erteil-
ten Exklusivlizenz verpflichtet wird. Aus den beiden Leitvorstellungen des
verfassungsändernden Gesetzgebers, nämlich dem privatwirtschaftlichen Er-
bringen von Postdienstleistungen einerseits und der staatlichen Gewährlei-
stung von flächendeckend angemessenen und ausreichenden Postdienstlei-

1. Der Begriff findet sich etwa im Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 14. April 1994 
zur Änderung des Grundgesetzes, BT-Drucks. 12/7269, S. 4, 5 sowie 7.

2. Postgesetz (PostG) vom 22.12.1997, BGBl. I, 3294, zuletzt geändert durch Drittes Gesetz 
zur Änderung des Postgesetzes 16. August 2002, BGBl. I, S. 3218.
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stungen andererseits, ergibt sich bereits konzeptionell eine Beeinträchtigung
der privatwirtschaftlichen unternehmerischen Interessen der Deutsche Post
AG. Sie wird gegenüber anderen Postdienstleistungsunternehmen, die sich
außerhalb der Exklusivlizenz ausschließlich den gewinnträchtigen Feldern
widmen können, benachteiligt.

Unter anderem hieraus tut sich die Gefahr auf, dass die Deutsche Post
AG – durch den Bund unbeanstandet – Universaldienstleistungen nicht in
der verfassungsrechtlich geforderten Art erbringt, sondern aus unternehmeri-
schen Gründen die Infrastruktur der Dienstleistungen zu wünschen übrig
lässt3.

II. Der Untersuchungsgegenstand

Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit der Frage, ob vor dem vorste-
hend erörterten Hintergrund die Deutsche Post AG ihren unternehmerischen
Spielraum zur Gestaltung des Postbeförderungsvertrages durch Allgemeine
Geschäftsbedingungen in einer Weise definiert, dass die verfassungsrecht-
lich angeordnete Angemessenheit der Dienstleistungen nicht mehr gegeben
ist. Da es sich bei den Dienstleistungen der Deutsche Post AG um Massen-
dienstleistungen handelt, liegen die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der
Deutsche Post AG nahezu allen ihren Postbeförderungsverträgen, nament-
lich solchen mit Verbrauchern, zu Grunde. Denn der durchschnittliche Ver-
braucher hat keine realistische Möglichkeit, die Geltung der postalischen
Allgemeinen Geschäftsbedingungen abzubedingen und muss sie daher für
seine Grundversorgung wohl oder übel akzeptieren4. Die durch die Allge-
meinen Geschäftsbedingungen geschaffene Vertragswirklichkeit könnte
zwar nicht nur, aber namentlich dann gegen das Gebot der Angemessenheit
der Dienstleistungen verstoßen, wenn unwirksame Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen verwendet werden. Denn die zivilrechtliche Unwirksamkeit All-
gemeiner Geschäftsbedingungen gem. §§ 307–309 BGB5 beruht auf dem
Gedanken der unangemessenen Benachteiligung des Kunden. Daher könnte

3. Ähnlich Peter Lerche, in: Grundgesetz Kommentar, Maunz/Dürig, Kommentar zum 
Grundgesetz, Band V, Stand: 32. Lieferung, München Oktober 1996, Art. 87f, Rdnr. 3 
sowie Robert Uerpmann, in: Grundgesetz, Kommentar, begr. v. Ingo v. Münch, hrsg. v. 
Philip Kunig, Bd. 3, 5. Auflage, München 2003, Art. 87f, Rdnr. 18 m.w.N.

4. Falko Ritter, Die Grundversorgung mit Postdienstleistungen, Heidelberg 2001, Rdnr. 417.
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sich wegen des Umstandes, dass sowohl Art. 87f Abs. 1 GG als auch das
AGB-Recht auf den Begriff der Angemessenheit abstellen, die rechtsdogma-
tische Entsprechung ergeben, dass, was es zu untersuchen gilt, aus der Ver-
wendung unwirksamer Geschäftsbedingungen für den Universaldienst zu-
gleich ein Verfassungsverstoß herzuleiten ist.

Besonders problemträchtig erscheinen in diesem Zusammenhang die in
Abschnitt 2 der „AGB BRIEF NATIONAL“ (Stand: 1.1.2004) der Deutsche
Post AG enthaltenen Klauseln nebst Folgeregelungen. Dort werden vor al-
lem die unmittelbare Behandlung von Sendungen mit sog. „ausgeschlosse-
nen Gütern“ sowie die sich aus der Aufgabe einer solchen Sendung ergeben-
den diversen Rechtsfolgen geregelt6. Diese Regelungen stellen rund ein
Viertel des Gesamttextes und damit den in den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen behandelten größten Komplex dar. Bereits dies zeigt den hohen Stel-
lenwert, den die Deutsche Post AG der Behandlung von Sendungen, die sie
nicht befördern möchte, beimisst.

III. Die Quellenlage

Weder in Literatur noch Rechtsprechung sind, soweit erkennbar, die vorste-
hend aufgeworfenen Fragen bislang erörtert worden. Zwar wurden die durch
die Auferlegung von Universaldienstleistungen hervorgerufenen Beeinträch-
tigungen der Deutsche Post AG, namentlich unter Berücksichtigung der
Art. 12 Abs. 1, Art. 14 sowie Art. 3 Abs. 1 GG, bereits eingehend diskutiert7.
Auch die Zulässigkeit der Beschränkung des Marktzugangs anderer Post-
dienstleister durch die der Deutsche Post AG eingeräumte Exklusivlizenz ist

5. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) vom 18. August 1896 (RGBl., S. 195), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26.11.2001 (BGBl. I, 
S. 3138).

6. Die „AGB PAKET/EXPRESS NATIONAL“ der Deutsche Post AG (Stand: 1.3.2002) 
sind, von geringen unterschiedlichen Formulierungen abgesehen, im Wesentlichen inhalts-
gleich, so dass die Untersuchungen und Ergebnisse dieser Arbeit für diese AGB gleicher-
maßen gelten. Sie wurden jedoch ab 15.10.2005 ersetzt durch die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der DHL PAKET/EXPRESS NATIONAL (AGB PAKET/
EXPRESS NATIONAL).

7. Z. B. BVerwG, MMR 2001, 681, 689; VG Berlin, MMR 1998, 164 (166); zur Literatur 
siehe nur: Kay Windthorst, in: Grundgesetz, Kommentar, hrsg. v. Michael Sachs, 3. Aufl., 
München 2003, Art. 87f, Rdnrn. 20, 24a, 27 m.w.N.
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höchstrichterlich geklärt8. Die Interessen der Verbraucher sind hingegen
noch nicht näher beleuchtet worden. Die in anderem Zusammenhang getrof-
fene, sicher zutreffende generelle Feststellung von Stern, dass im postali-
schen Bereich die Allgemeinen Geschäftsbedingungen sachgerecht, sozial-
verträglich und erforderlich sein müssen9, berührt zwar das Problem, führt
jedoch vor der Fragestellung der Arbeit nicht zu weiterreichenden verfas-
sungsrechtlichen Erkenntnissen. Obwohl man als sicher unterstellen kann,
dass angesichts des Transportaufkommens der Deutsche Post AG von rund
70.000.000 inländischen Briefsendungen und 2.800.000 inländischen Paket-
sendungen pro Werktag10 ein erhebliches Bedürfnis an der Überprüfung der
postalischen Allgemeinen Geschäftsbedingungen besteht, steht auch eine ab-
schließende zivilrechtliche Überprüfung durch Rechtsprechung und Schrift-
tum noch aus11. Die Frage, ob der in Art. 87f Abs. 1 GG normierte Gewähr-
leistungsauftrag in Bezug auf die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der
Deutsche Post AG eingreift und ob die geforderte Angemessenheit der
Dienstleistungen gewahrt ist, bedarf deshalb der Klärung. Diese erfordert zu-
nächst eine Betrachtung der Entwicklungen auf dem deutschen Postsektor
(unten B.) sowie der heutigen Konzeption des Universaldienstes (unten C.).

8. BVerfGE 108, 370–403.
9. Klaus Stern, in: Beck´scher PostG-Kommentar, hrsg. v. Peter Badura, Thomas von Dan-

witz, Matthias Herdegen, Joachim Sedemund, Klaus Stern, 2. Auflage, München 2004, 
Anh. § 18 PostG, § 3 PDLV, Rdnr. 16.

10. Deutsche Post AG in: Fact Sheet: 10 Jahre Deutsche Post AG, PDF-Dokument, unter http:/
/www.deutschepost.de/dpag?check=yes&lang=de_DE&xmlFile=1002330.

11. Vgl. Helmut Heinrichs, in: Palandt, Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 65. Auf-
lage, München 2006, § 307, Rdnr. 135. Die wenigen bislang ergangenen Gerichtsurteile 
befassen sich im Wesentlichen mit Haftungsfragen. Eingehende zivilrechtliche Untersu-
chung der früheren Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Deutschen Bundespost POST-
DIENST für den Briefdienst Inland und Frachtdienst Inland bei Heinz M. Schmid, Der 
Postbeförderungsvertrag und das AGB-Gesetz, Frankfurt am Main 1995, Europäische 
Hochschulschriften, Reihe II, Bd. 1728.




